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Unterrichtung 

durch die deutsche Delegation in der Interparlamentarischen Union 
über die Herbsttagung der IPU in London vom 3. bis 13. September 1975 


I. 

Insgesamt waren 66 Mitgliedsländer der IPU 
vertreten, die etwa 500 Parlamentarier als Teilneh- 
mer entsandten. Der Interparlamentarische Rat hatte 
auf der Frühjahrstagung in Colombo beschlossen, 
wie in den Jahren zuvor eine Vielzahl internatio- 
naler Organisationen als Beobachter einzuladen; 
hierunter zählten unter anderem die Vereinten Na- 
tionen, die Internationale Arbeitsorganisation, die 
UNESCO, die FAO, die Weltgesundheitsorganisa- 
tion, die Liga der arabischen Staaten und die Ara- 
bische Interparlamentarische Union, die Organisa- 
tion der amerikanischen Staaten, die Organisation 
für afrikanische Einheit und das Europäische Par- 
lament. Auf derselben Sitzung in Colombo war in 
höchst kontroverser Abstimmung beschlossen wor- 
den, die PLO (Palestine National Council) als Beob- 
achter einzuladen, obwohl es sich bei der PLO ein- 
deutig weder um eine nationale Gruppe noch um 
eine internationale Organisation im Sinne der Sta- 
tuten der IPU handelt. 

Der Bundestag entsandte folgende Delegation: 

Abg. Dr. von Dohnanyi (SPD), Leiter der Delegation 
Abg. Dr. Kliesing (CDU/CSU), Stellvertretender Lei- 
ter der Delegation 

Abg. Augstein (SPD) 

Abg. Bühling (SPD) 

Abg. Dr. Holtz (SPD) 

Abg. Dr, Meinecke (Hamburg) (SPD) 

Abg. Pawelczyk (SPD) 

Abg. Dr. Gradl (CDU/CSU) 

Abg. Hösl (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Hupka (CDU/CSU) 

Abg. Kunz (Berlin) (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Mende (CDU/CSU) 

Abg. Frau Schleicher (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Achenbach (FDP) 

Abg. Möllemann (FDP) 

II . 

Die Konferenz verabschiedete folgende Entschlie- 
ßungen: 

1. Die Lage im Nahen Osten 

2. Die Dringlichkeit eines weltweiten Beitritts zum 
Vertrag über die Nichtverbreitung von Atom- 


waffen, des Verbotes chemischer Waffen sowie 
der Einwirkung auf Klima und Umwelt zu militä- 
rischen und sonstigen mit der Erhaltung der in- 
ternationalen Sicherheit, dem Wohlergehen und 
der Gesundheit der Menschheit unvereinbaren 
Zwecken 

3. Die Rolle des Parlaments bei der Verwirklichung 
gleicher Rechte und Pflichten für Mann und Frau 

4. Entwicklung und internationale wirtschaftliche 
Zusammenarbeit 

5. Verwendung von audio-visuellen Mitteln und 
sonstigen modernen Verfahren zur Förderung 
des Unterrichts einschließlich eines Informations- 
systems zum Erziehungs- und Bildungsbereich 

6. Maßnahmen, die unter Berücksichtigung der 
positiven Veränderungen in der weltpolitischen 
Lage im Hinblick auf die uneingeschränkte Aus- 
führung der Erklärung über die Gewährung der 
Unah)iängigkeit für Kolonialstaaten und -Völker 
ergriffen werden sollten. 

Diese Entschließungen sind in Übersetzung in 
die deutsche Sprache beigefügt. 

III. 

Die Eröffnungssitzung der Konferenz fand am 
Donnerstag, 4. September 1975, in Anwesenheit von 
Königin Elizabeth II., Premierminister Wilson, dem 
Speaker des Unterhauses und zahlreichen Ehren- 
gästen statt. Die Königin begrüßte die IPU als eine 
Institution, die der Verständigung zwisdien den Völ- 
kern dienen könne. Premierminister Wilson er- 
wähnte in seiner Ansprache insbesondere eine Ini- 
tiative der britischen Delegation auf der Sonderkon- 
ferenz der Vereinten Nationen, eine gerechtere Ver- 
teilung des Wohlstandes zwischen den Industrielän- 
dern und der Dritten Welt zu erreichen. Er verwies 
auf die Beschlüsse von Helsinki, die eine sehr gute 
Gelegenheit wären, um die durch den 2. Weltkrieg 
entstandenen Gräben zu überbrücken. Die Weltpro- 
bleme könnten aber nicht allein von den Regierun- 
gen bewältigt werden; der Wille der Völker müsse 
durch die parlamentarischen Institutionen zum Aus- 
druck gebracht werden. Der Präsident des Inter- 
parlamentarischen Rates, Dr. G. S. Dhillon, wies 
darauf hin, daß die interparlamentarische Zusam- 
menarbeit als Forum der gegenseitigen Aussprache 
der internationalen Verständigung einen wichtigen 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon (0 22 21) 36 35 51 



Drucksache 7/4370 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Dienst leiste. Der Untergeneralsekretär der Verein- 
ten Nationen, Mr. Brian Urquhart, verlas eine Bot- 
schaft des Generalsekretärs Dr. Waldheim, in der 
besonders auf die Rolle verwiesen wurde, die die 
IPU bei der Bewältigung derjenigen Aufgaben spie- 
len könne, denen die Vereinten Nationen in einer 
sich schnell verändernden Welt gegenüber stehen. 

Besonderer Dank gebührt den Gastgebern, der bri- 
tischen Gruppe in der IPU unter Leitimg ihres Vor- 
sitzenden, Mr. W. T. Williams, M. P., und seines 
Vertreters Sir John Hall, M, P. 

IV. 

Die im Bericht über die Frühjahrstagung in Co- 
lombo (Drucksache 7/3614) erwartete Polarisierung 
innerhalb der Organisation ist auf der Londoner 
Herbsttagung deutlicher geworden. Die mangelnde 
Bereitschaft der neuen Mehrheit, Argumente der an- 
deren Seite anzuhören, ist während der Konferenz 
wiederholt erkennbar geworden. Die Organisation 
befindet sich ohne Zweifel in einer krisenhaften 
Entwicklung. Die einseitige Abstimmung über die 
Nah-Ost-Entschließung trotz einer großen Zahl von 
Änderungsanträgen zeigt, wie schwierig es gewor- 
den ist, auch nur den Tatsachen — geschweige denn 
unterschiedlichen Schlußfolgerungen — Eingang in 
die Resolutionen zu verschaffen. 

Bezeichnend für diese Entwicklung ist auch die 
Abstimmung über eine wichtige Änderung der Ge- 
schäftsordnung, Auch nach Überzeugung der ara- 
bischen Staaten bedurfte der unrechtmäßige Zustand, 
der durch die Einladung der PLO entstanden war, 
der Änderung. Ein Ad-hoc-Komitee, dem der Leiter 
der deutschen Delegation angehörte, einigte sich auf 
die Formulierung, daß „Vertreter von , Einheiten', 
denen das UNO-Beobachterstatut zuerkannt worden 
ist, vom Rat als Beobachter eingeladen werden kön- 
nen.'' Ein englischer Antrag, solche „Einheiten" an 
eine Zweidrittelmehrheit zu binden, wurde abge- 
lehnt. Die deutsche Delegation stimmte in der 
Schlußabstimmung aus prinzipiellen Gründen gegen 
die Zulassung der PLO, weil sie die erhebliche 
Aufweichung der Zulassungsvoraussetzungen für 
den Beobachterstatus für gefährlich hielt. 

Die innere Wandlung, die diese Blockbildung in- 
nerhalb der Organisation bewirkt hat, stellt insbe- 
sondere den westlichen Parlamentariern die Frage 
nach dem Selbstverständnis der Organisation. Der 
Bericht über die Formen und Methoden der Teil- 
nahme des Wählers am parlamentarischen Gesetz- 
gebungsprozeß führte nicht zu einer Konkretisie- 
rung dessen, was die IPU konkret als parlamenta- 
rische Rechte und Pflichten versteht. Es wurde folg- 
lich gar nicht der Versuch unternommen, einen Ent- 
schließungsantrag zu formulieren. Man einigte sich 
auf verbale Bekräftigungen sehr allgemeiner Prin- 
zipien — Meinimgs- und Versammlungsfreiheit, 
Presse etc. — ohne diese zu definieren — und beließ 
es bei dem Postulat, daß „nur der Respekt vor diesen 

Bonn, den 27. November 1975 

Dr. Kliesing Dr. von Dohnanyi 

Stellvertretender Leiter Leiter 


Prinzipien . . . die volle Entwicklung der Demokratie 
sichere". Die Konferenz nahm hiervon Kenntnis. 

Mehr Realismus zeigte sich bei der Entschließung 
über Entwicklung und internationale wirtschaftliche 
Zusammenarbeit. Wichtige Vorbereitung für diese 
Entwicklung hatte das Symposium der IPU (vom 
29. bis 31. Mai 1975 in Bukarest) geleistet. Manche 
der bisher von seiten der Vertreter der Dritten 
Welt erhobenen einseitigen Forderungen wichen 
einer kooperativeren Betrachtungsweise. Die Ent- 
schließung verzichtete trotz der gegebenen Mehr- 
heiten z. B. darauf, die Indexierimg der Rohstoff- 
preise zu verankern. 

V. 

An einer besonderen KSZE-Sitzung am 9. Septem- 
ber 1975 nahmen Vertreter von 28 der 35 Signatar- 
staaten von Helsinki teil. Dieser Gruppe lagen drei 
Anträge vor: Die finnische Gruppe wies darauf hin, 
daß die Beschlüsse der Konferenz durch die nationa- 
len Gruppen noch nicht gewertet werden konnten, 
da der dazu zur Verfügung stehende Zeitraum zu 
kurz sei. Daher sollte eine weitere Sitzung der 
Gruppe während der Frühjahrstagung in Mexiko 
stattfinden. Die beteiligten Gruppen sollten dem 
Generalsekretär bis zu diesem Zeitpunkt konkrete 
Vorschläge einreichen. Die jugoslawische Gruppe 
schlug vor, solche Vorschläge bis zum 1. März 1976 
vorzulegen, und empfahl, diese Texte, die sich auf 
die Ausführung der Beschlüsse von Helsinki be- 
ziehen sollten, unter den Beteiligten zirkulieren zu 
lassen. Der Antrag der Bundesrepublik Deutschland 
hob darauf ab, daß insbesondere geprüft werden 
müsse, in welchem Ausmaß die Beschlüsse von 
Helsinki ausgeführt worden seien. Die KSZE-Gruppe 
der Bundesrepublik verwies dabei auf die Zweck- 
mäßigkeit, auch andere als die KSZE-Mitgliedstaa- 
ten an dieser Arbeit zu beteiligen. Die Gruppe be- 
schloß, im Rahmen der Frühjahrstagung in Mexiko 
eine Sitzimg der Teilnehmer aus den KSZE-Ländern 
einschließlich der Vereinigten Staaten von Amerika 
und Kanada einzuberufen, die die Ausführung der 
Beschlüsse von Helsinki prüfen solle. 

VI. 

Die Aufgabenstellung der IPU widerspricht der 
Blockbildung. Wenn auch realistisch eine solche 
Tendenz zukünftig verstärkt beobachtet werden 
wird, so muß doch jeder Versuch gemacht werden, 
das Forum der IPU für eine fruchtbare Diskussion so 
offen wie möglich zu halten. Abstimmungsmaschinen 
mit vorher bekannten Ergebnissen würden der IPU 
ihren besonderen Charakter und den Delegierten 
ihre parlamentarische Unabhängigkeit nehmen. Die 
schon heute spürbar verbesserte politische Koopera- 
tion der Europäischen Gemeinschaft innerhalb der 
IPU muß auch in Zukunft vordringlich dieser Auf- 
gabe gewidmet bleiben. 
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Die Lage im Nahen Osten 


Die 62. Interparlamentarische Konferenz 

verweist auf die früheren Entschließungen der 
Interparlamentarischen Union betreffend den Nahen 
Osten und insbesondere auf diejenigen, die bei der 
59., der 60. und der 61. Konferenz sowie vom Inter- 
parlamentarischen Rat bei seiner 113. Sitzung ange- 
nommen wurden; 

verweist auf die Entschließungen des Sicherheits- 
rates und der Vollversammlung der Vereinten Na- 
tionen betreffend den Nahen Osten und Palästina 
und dabei insbesondere auf die Entschließungen 
242 und 338 des Sicherheitsrates und auf Entschlie- 
ßung 3236 (XXIX) der Vollversammlung der Ver- 
einten Nationen; 

bezieht sich auf die von der Vollversammlung 
der Vereinten Nationen angenommenen Entschlie- 
ßungen betreffend Jerusalem, die heiligen Stätten 
und die legitimen Rechte der arabischen Bevölke- 
rung in den besetzten arabischen Gebieten; 

begrüßt das zwischen Ägypten und Israel ge- 
schlossene Interimsabkommen und betrachtet es als 
einen möglichen Schritt auf dem Wege zu einer 
endgültigen und umfassenden Lösung des Konfliktes 
in diesem Teil der Welt; 

ist der Auffassung, daß Sicherheit und Frieden im 
Nahen Osten ein unteilbares Ganzes bilden und daß, 
falls keine gerechte und baldige Lösung für das 
Nahostproblem auf der Grundlage des israelischen 
Rückzugs aus allen besetzten arabischen Gebieten 
und der Gewährleistung der nationalen Rechte des 
palästinensischen arabischen Volkes gefunden wird, 
die Lage sich weiterhin verschlechtern und somit 
eine ständige Gefahr für den Nahen Osten darstellen 
wird; 

äußert ihre tiefe Bestürzung über die von Israel 
im Innern der besetzten arabischen Gebiete verfolg- 
ten Repressionspolitik, einschließlich der Verletzun- 
gen der Menschenrechte der dort ansässigen Bevöl- 
kerung, der Verletzungen der Genfer Konventionen 
und sämtlicher völkerrechtlichen Grundsätze, der 
immer heftigeren Überfälle und Angriffe auf Flücht- 
lingslager, Städte und Dörfer im Libanon sowie der 
fortgesetzten Maßnahmen, die dazu dienen, den 
historischen, demographischen und kulturellen Cha- 
rakter der besetzten arabischen Gebiete und insbe- 
sondere der Stadt Jerusalem unter Verletzung sämt- 
licher völkerrechtlicher Grundsätze umzuformen; 

bestätigt die Entschließung des Ausschusses der 
Vereinten Nationen für Menschenrechte vom 18. Fe- 
bruar 1975, in der die völlige Zerstörung der Stadt 
Kuneitra durch Israel verurteilt und diese Tat als 
schwerwiegende Verletzung der Genfer Konvention 
angesehen wird; 

stellt mit Bedauern fest, daß die in Anwendung 
von Entschließung 338 des Sicherheitsrates der Ver- 


einten Nationen unternommenen Friedensinitiativeii 
aufgrund der Haltung Israels, das alle Bemühungen 
in Richtung auf einen gerechten und dauerhaften 
Frieden in diesem Gebiet hartnäckig behindert, noch 
immer auf Schwierigkeiten stoßen; 


A. Der Nahe Osten 

1. verlangt die unverzügliche Ausführung der Ent- 
schließungen der Vollversammlung sowie des 
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen betref- 
fend den Nahen Osten und insbesondere den 
vollständigen Rückzug Israels aus sämtlichen 
besetzten arabischen Gebieten; 

2. fordert Israel auf, der Repressionspolitik und der 
Verletzung der menschlichen Freiheiten in den 
besetzten arabischen Gebieten ein Ende zu 
machen; 

3. fordert die Parlamente und Parlamentarier in 
aller Welt auf, bei ihren jeweiligen Regierungen 
und Völkern Schritte zu ergreifen mit dem Ziel, 
Israel zur Anwendung der UNO-Entschließungen 
betreffend den Nahen Osten zu zwingen und die 
Vereinten Nationen zu veranlassen, im Einklang 
mit ihrer Charta die hierzu erforderlichen Maß- 
nahmen zu ergreifen; 

4. fordert die baldestmögliche Wiederaufnahme 
der Genfer Friedenskonferenz in Anwendung von 
Entschließung 338 des Sicherheitsrates, damit die 
auf die Herstellung eines dauerhaften Friedens 
im Nahen Osten auf der Grundlage der Gerech- 
tigkeit abzielenden Entschließungen der Verein- 
ten Nationen zur Anwendung gelangen können; 


B. Die Palästinafrage 

1. fordert die uneingeschränkte Garantie der natio- 
nalen Rechte des palästinensischen Volkes gemäß 
Entschließung 3236 (XXIX) der Vollversamm- 
lung der Vereinten Nationen vom 22. November 
1974; 

2. bekräftigt ihre Billigung der genannten Entschlie- 
ßung der Vollversammlung der Vereinten Na- 
tionen, in der es heißt, daß das von der PLO 
vertretene palästinensische Volk ein wesent- 
licher Faktor bei der Herstellung eines gerechten 
und dauerhaften Friedens im Nahen Osten ist; 

3. bestätigt die unveräußerlichen Rechte des arabi- 
schen Volkes von Palästina, und zwar insbeson- 
dere 

a) sein Recht auf Selbstbestimmung, 

b) sein Recht auf nationale Unabhängigkeit und 
Souveränität; 
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4. bestätigt ferner das unveräußerliche Recht der 
Palästinenser, nach ihrer Vertreibung und Ent- 
wurzelung in ihre Häuser zurückzukehren und 
ihre Habe zurückzuerlangen, und fordert die 
Rückgabe ihrer Häuser und Habe; 

5. anerkennt das Recht des palästinensischen Vol- 
kes auf Wiedererlangung seiner Rechte im Ein- 
klang mit den Zielen und Grundsätzen der 
Charta der Vereinten Nationen; 

6. mahnt die Parlamente in aller Welt, alles zu 
tun, um dem palästinensischen Volk die Mittel 
zur Wiedererlangung seiner nationalen Rechte 


anzubieten, sowie Israel jede Hilfe und Unter- 
stützung zu verweigern, die es ihm möglich 
macht, die arabischen Gebiete weiterhin besetzt 
zu halten und die nationalen Rechte des palästi- 
nensischen Volkes weiterhin zu mißachten; 

7. fordert die Parlamente in aller Welt auf, auf 
Israel Druck auszuüben, damit es den Maßnah- 
men ein Ende setzt, die auf die Veränderung des 
historischen, demo graphischen und kulturellen 
Charakters von Jerusalem, Hebron und anderer 
im Innern der besetzten arabischen Gebiete lie- 
genden Städte abzielen. 


11 . 

Die Dringlichkeit eines weltweiten Beitritts zum Vertrag über die Nichtverbreitung von Atomwaffen, 
des Verbotes chemischer Waffen sowie der Einwirkung auf Klima und Umwelt 
zu militärischen und sonstigen mit der Erhaltung der internationalen Sicherheit, 
dem Wohlergehen und der Gesundheit der Menschheit unvereinbaren Zwecken 


Die 62. Interparlamentarische Konferenz 

stellt tief beunruhigt fest, daß die Fortsetzung 
des Wettrüstens sowie der Entwicklung von Atom- 
und sonstigen Massenvernichtungswaffen schwer- 
wiegende Gefahren für die gesamte Menschheit in 
sich birgt; 

hofft, daß der weltweite Entspannungsprozeß zur 
Einleitung weiterer Abrüstungsmaßnahmen und 
letztlich zur allgemeinen und vollständigen Abrü- 
stung unter wirksamer Kontrolle führen wird; 

anerkennt, daß jeglicher Fortschritt auf dem Ge- 
biet der Abrüstung weitgehend von einer allgemei- 
nen Verbesserung der weltpolitischen Lage und der 
Herstellung eines Klimas der besseren gegenseiti- 
gen Verständigung und Zusammenarbeit abhängt 
und daß die Interparlamentarische Union zur Ver- 
wirklichung dieses Ziels einen Beitrag leisten kann; 

ist der Auffassung, daß freie und offene Aus- 
sprachen in den Parlamenten aller Nationen zum 
Entstehen des für den Beitritt zu internationalen 
Abrüstungsabkommen erforderlichen gegenseitigen 
Vertrauens wesentlich beitragen können, was in 
voller Übereinstimmung mit den Zielen und Pflichten 
der Interparlamentarischen Union steht; 

anerkennt die Bedeutung der im Mai 1975 in 
Genf veranstalteten Konferenz der Vertragsparteien 
des Nichtverbreitungsvertrages, bekräftigt die Emp- 
fehlungen der bei der Konferenz verabschiedeten 
abschließenden Verlautbarung, unterstreicht, daß 
durch einen weltweiten Beitritt zum Vertrag der 
internationale Frieden gefestigt und die Sicherheit 
aller Staaten verstärkt wird und hält es angesichts 
der Unzulänglichkeit des bisher Erreichten für erfor- 
derlich, daß alle Regierungen der Politik der Nicht- 
verbreitung neuen Auftrieb geben, um sicherzustel- 
len, daß die Ziele der Präambel verwirklicht und die 
Bestimmungen des Vertrages ausgeführt werden; 

anerkennt, daß die hochgerüsteten Atommächte 
die Pflicht haben, die Verhandlungen fortzusetzen 


und gehaltvollere Maßnahmen zu ergreifen, um die 
Militärhaushalte einzufrieren und schrittweise zu 
verringern und die somit freigestellten Mittel der 
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung der Völ- 
ker sowie der Beseitigung der Unter entwicklung 
zukommen zu lassen; 

verweist auf die Notwendigkeit, beharrlich auf 
die Schaffung von günstigen Bedingungen hinzu- 
wirken, die allen betroffenen Staaten eine Teil- 
nahme an den Abrüstungsverhandlungen auf gleich- 
berechtigter Basis ermöglichen und der Öffentlich- 
keit Gelegenheit geben, sich zu den Abrüstungs- 
problemen zu äußern und systematisch über den 
Stand und die Aussichten der laufenden Aktionen 
unterrichtet zu werden; 

ist der Auffassung, daß ein Beschluß der Vollver- 
sammlung der Vereinten Nationen, entweder eine 
außerordentliche Sitzung der Versammlung zur Er- 
örterung von Abrüstungsproblemen oder eine Welt- 
abrüstungskonferenz einzuberufen, den Abrüstungs- 
verhandlungen neuen Auftrieb geben würde; 

ist von der Notwendigkeit der Erarbeitung wirk- 
samer internationaler Abkommen im Interesse der 
gesamten Menschheit überzeugt; 

bekräftigt die zwingende Notwendigkeit der end- 
gültigen Einstellung der Kernwaffenversuche in 
allen Umweltbereichen; 


I. 

Atomwaffen 

1. ersucht nachdrücklich alle Staaten, unverzüglich 
im Einklang mit der Präambel und gemäß Arti- 
kel VI des Vertrages über die Nicht Verbreitung 
von Atomwaffen Verhandlungen über die nu- 
kleare Abrüstung einschließlich der Einstellung 
der Produktion und Erprobung von Atomwaffen 
sowie der Vernichtung der vorhandenen Be- 
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Stände unter wirksame^' internationaler Kon- 
trolle aufzunehmen; 

2. unterstreicht, daß die Beständigkeit und Effi- 
zienz des Nichtverbreitungsvertrages sowie die 
Aussichten auf den Beitritt weiterer Staaten 
davon abhängen werden, ob die Bemühungen 
um ein Verbot des Einsatzes und der Herstel- 
lung von Kernwaffen nach besten Kräften fort- 
gesetzt werden, und ebenfalls davon, ob Staaten 
ohne Atomwaffen eine wirksame und verbind- 
liche Garantie gegeben werden kann, daß keine 
Atomwaffen gegen sie eingesetzt werden; 

3. ersucht nachdrücklich die Staaten und insbe- 
sondere solche mit einer fortgeschrittenen Atom- 
technologie, dem Vertrag über die Nichtverbrei- 
tung von Atomwaffen beizutreten, sofern sie 
das noch nicht getan haben, und fordert die 
nationalen Gruppen auf, unverzüglich die hier- 
zu erforderlichen Anstrengungen zu unterneh- 
men; 

4. appelliert an die Staaten, die Erweiterung der 
internationalen Zusammenarbeit auf dem Ge- 
biet der friedlichen Nutzung der Kernenergie 
zu fördern und bittet sie, sich der Bedeutung 
von Kontrollvorkehrungen bewußt zu werden, 
durch die verhindert wird, daß Anlagen zur 
friedlichen Nutzung der Kernenergie zu militä- 
rischen Zwecken benutzt werden, und folglich 
die Kontrollsysteme der Internationalen Atom- 
energiebehörde (AIEA) sowie die Sicherheits- 
systeme für nationale Atomanlagen zu verbes- 
sern; 

5. ersucht alle Staaten, sich unverzüglich darum 
zu bemühen, hinsichtlich des verarbeiteten, ver- 
wendeten oder erzeugten spaltbaren Materials 
zu gemeinsamen Schutzerfordernissen zu ge- 
langen und die entsprechenden wissenschaft- 
lichen und technologischen Daten mit dem Ziel 
der Vereinbarung gemeinsamer Maßnahmen 
zum strikten Schutz des spaltbaren Materials 
untereinander auszutauschen; 

6. fordert die Erarbeitung eines geeigneten nicht 
diskriminierenden internationalen Systems zur 
Regelung der Kernexplosionen zu friedlichen 
Zwecken gemäß Artikel V des Nichtverbrei- 
tungsvertrages, in dem es heißt, daß Staaten 
ohne Atomwaffen von den Kernexplosionen 
der Atommächte praktischen Nutzen ziehen 
können, und fordert vordringlich den Aufschub 
sämtlicher Kernexplosionen sowie der Fertig- 
stellung von Sprengsätzen für friedliche Zwecke, 
bis ein solches System vereinbart worden ist; 

7. billigt die Tätigkeit der AIEA bei der Aus- 
übung der gemäß dem Nichtverbreitungsvertrag 
vorgesehenen Kontrolle und ersucht vordring- 
lich alle Staaten und insbesondere solche, die 
Sprengsätze besitzen oder hersteilen, die zu 
friedlichen Zwecken bestimmte Tätigkeit ihrer 
Atomanlagen dem Kontrollsystem der AIEA zu 
unterstellen sowie Maßnahmen zu unterstützen, 
durch die umfangreichere Mittel und verbes- 
serte Verfahren zur Festigung dieser Garantien 
ermöglicht werden; 


8. fordert die Regierungen auf, den Austausch 
von Verfahren zur friedlichen Nutzung der 
Kernenergie zu vereinfachen, dabei insbeson- 
dere gemäß den Bestimmungen des Nichtver- 
breitungsvertrages die Bedürfnisse der Entwick- 
lungsländer zu berücksichtigen und diesen Aus- 
tausch dem internationalen Kontrollsystem der 
AIEA zu unterstellen; 

9. äußert die Hoffnung, daß die Unterzeichnerstaa- 
ten des Vertrages den vertraglich vorgesehenen 
Abschluß von Kontrollabkommen mit der AIEA 
beschleunigen werden; 

10. fordert alle Staaten, sofern sie das noch nicht 
getan haben, auf, dem Vertrag über das Verbot 
von Atomversuchen in der Atmosphäre, im 
Weltraum und unter Wasser beizutreten, und 
äußert die Hoffnung, daß die Konferenz des Ab- 
rüstungsausschusses die Verhandlungen im Hin- 
blick auf ein vollständiges Verbot der Atomver- 
suche fortsetzen wird, das sich ausreichend über- 
wachen läßt und von allen Staaten, die über 
die Atomtechnologie verfügen, eingehalten 
wird; 

11. fordert alle betroffenen Mächte auf, den Abzug 
ihrer Atomwaffen aus dem Staatsgebiet von 
Ländern ohne derartige Waffen auszuhandeln, 
und diese Waffen nicht mehr in solchen Ländern 
zu lagern, die keine Atomwaffen besitzen; 

12. ersucht die Regierungen nachdrücklich, die Mög- 
lichkeiten zur Schaffung weiterer atomwaffen- 
freier Zonen zu prüfen, wie es vom Ausschuß 
für Politik, internationale Sicherheit und Ab- 
rüstung bei der Frühjahrstagung der Interpar- 
lamentarischen Union im April 1974 in Bukarest, 
von der 61. Interparlamentarischen Konferenz 
im Oktober 1974 in Tokio und von der UN- 
Vollversammlung in ihrer Entschließung 3261 F 
vom 9. Dezember 1974 gefordert worden war; 

13. ersucht die Parlamente und Regierungen, alles 
zu tun, um die baldestmögliche Einberufung ei- 
ner sorgfältig vorbereiteten Weltabrüstungs- 
konferenz zu erleichtern, durch die der Abrü- 
stungsprozeß beschleunigt werden kann; 

11 . 

Chemische und biologische Waffen 

1. ersucht alle Staaten und insbesondere diejeni- 
gen, die bereits derartige Waffen besitzen, 
nachdrücklich, alles in ihrer Macht Stehende zu 
tun, um auf das Verbot und die tatsächliche Ver- 
nichtung von chemischen Waffen, einschließlich 
derer, bei denen die neuen Binärverfahren zur 
Anwendung kommen, hinzuwirken und ferner 
für eine ausreichende internationale Kontrolle 
des Verbots der Entwicklung, Produktion und 
Lagerung chemischer Waffen Sorge zu tragen; 

2. begrüßt das Inkrafttreten der Konvention über 
das Verbot der Entwicklung, Herstellung und 
Lagerung bakteriologischer (biologischer) Waf- 
fen bzw. von Toxinwaffen sowie über ihre Ver- 
nichtung und fordert alle Staaten, sofern sie 
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dies noch nicht getan haben, auf, der Konven- 
tion sowie dem Genfer Protokoll von 1925 über 
das Verbot der Anwendung von erstickenden, 
toxischen oder ähnlichen Gasen sowie von bak- 
teriologischen Waffen im Kriegsfall beizutreten; 

IIL 

Umwelt- und Klimabeeinflussung zu militärischen 
Zwecken 

1. ersucht die Regierungen nachdrücklich, gegen die 
Gefahren einer möglichen Anwendung von Ver- 
fahren zur Umweltbeeinflussung mit möglicher- 
weise verhängnisvollen Konsequenzen für das 
Wohlergehen der Menschheit wirksame Maß- 
nahmen zu ergreifen; 

2. stellt mit Genugtuung fest, daß die Vereinigten 
Staaten und die Sowjetunion bei der Konferenz 
des Abrüstungsausschusses den Entwurf einer 
„Konvention über das Verbot der Anwendung 


von Verfahren der Umweltbeeinflussung zu 
militärischen oder sonstigen nachteiligen Zwek- 
ken" vorgelegt haben, und ersucht die Konfe- 
renz des Abrüstungsausschusses nachdrücklich, 
sobald wie möglich ein in diese Richtung gehen- 
des internationales Abkommen zu vereinbaren; 

3. fordert die Parlamente und Regierungen auf, 
das Verbot jeder Umwelt- und Klimabeeinflus- 
sung einschließlich kurzfristiger atmosphäri- 
scher Veränderungen zu militärischen oder son- 
stigen mit der Erhaltung der internationalen 
Sicherheit, dem Wohlergehen und der Gesund- 
heit der Menschen unvereinbaren Zwecken zu 
unterstützen; 

4. unterstützt den von der Vollversammlung der 
Vereinten Nationen bei ihrer XXIX. Sitzungs- 
periode gefaßten Beschluß, in dem die Notwen- 
digkeit des Abschlusses einer internationalen 
Konvention über das Verbot der Umwelt- und 
Klimabeeinflussung zu militärischen Zwecken 
unterstrichen wird. 


IIL 

Die Rolle des Parlaments bei der Verwirklichung gleicher Rechte und Pflichten für Mann und Frau 


Die 62. Interparlamentarische Konferenz 

schließt sich der von der Vollversammlung der 
Vereinten Nationen angenommenen Entschließung 
betreffend die Prüfung und Anwendung von Mitteln 
zur Gewährleistung der Gleichberechtigung von 
Mann und Frau an und macht sich die Parole 
„Gleichheit, Entwicklung, Frieden" zu eigen; 

begrüßt das „Internationale Jahr der Frau" (1975) 
in der Hoffnung, daß das wachsende Interesse der 
Regierungen, der Vereinten Nationen und ihrer 
Sonderorganisationen sowie der nicht staatlichen 
Organisationen die Gleichheit zwischen Mann und 
Frau fördern und die Kontakte zwischen Frauen 
aus unterschiedlichen Nationen im Hinblick auf die 
Verbesserung ihrer Rechte erweitern wird; 

begrüßt den erfolgreichen Abschluß der zum In- 
ternationalen Jahr der Frau vom 19. Juni bis 1. Juli 
1975 in Mexiko veranstalteten Weltkonferenz, die 
Tragweite der dort geleisteten Arbeit und die dabei 
erzielten Ergebnisse, die im Weltaktionsplan, der 
„Erklärung von Mexiko 1975" sowie in den vier- 
unddreißig verabschiedeten Entschließungen ihren 
Niederschlag fanden, und begrüßt die bevorstehende 
Einberufung des Weltkongresses zum Internationa- 
len Jahr der Frau nach Berlin; 

verweist darauf, daß der Grundsatz der Gleich- 
berechtigung in mehreren Verfassungen verankert 
ist und daß hierzu zahlreiche bürgerliche und so- 
ziale Gesetze verabschiedet worden sind; 

ist sich dessen bewußt, daß die Emanzipation der 
Frau und der demokratische, soziale, wirtschaftliche 
und politische Fortschritt aller Länder sowie der 
internationalen Gemeinschaft in ihrer Gesamtheit 
aneinander gebunden und von einander abhängig 


sind und daß die Emanzipation der Frau in erster 
Linie durch ihre vollständige Integration als gleich- 
wertiger Partner in das wirtschaftliche, politische 
und kulturelle Leben jedes Landes bedingt wird; 

stellt fest, daß trotz der von zahlreichen Regie- 
rungen und Parlamenten unternommenen Bemühun- 
gen die Frauen weiterhin erheblich benachteiligt 
sind, und gibt zu bedenken, daß die Menschheit 
somit freiwillig auf die unschätzbaren Fähigkeiten 
der Hälfte ihrer Mitglieder verzichtet und daß die 
Diskriminierung der Frauen Nachteile für die inter- 
nationale Gemeinschaft insgesamt bringt; 

verweist darauf, daß der vom Internationalen Ar- 
beitsamt für die 60, Sitzungsperiode der Internatio- 
nalen Arbeitskonferenz erstellte Bericht einen be- 
deutenden Beitrag zur Prüfung dieses Themas lei- 
stet, und verweist ebenso auf die Bedeutung des auf 
der Grundlage dieses Berichts bei dieser Sitzungs- 
periode angenommenen Aktionsprogramms; 

erklärt ihre Bereitschaft zur Unterstützung aller 
Maßnahmen zur Gewährleistung der Entfaltung der 
weiblichen Persönlichkeit und Fähigkeiten und äu- 
ßert den Wunsch, sich für die Schaffung der dazu 
erforderlichen wirtschaftlichen und sozialen Voraus- 
setzungen einzusetzen; 

äußert die Überzeugung, daß gleiche Rechte und 
Pflichten für Mann und Frau in allen Ländern un- 
trennbar mit der wirtschaftlichen, politischen, sozia- 
len und kulturellen Entwicklung verbunden sind; 

ist davon überzeugt, daß die Gleichheit von Mann 
und Frau in allen Ländern der Welt dazu beitragen 
wird, die internationale Bewegimg in Richtung auf 
Frieden, die internationale Frauenbewegung sowie 
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die Zusammenarbeit zwischen den Völkern nach- 
haltig zu verstärken; 

ist davon überzeugt, daß es bei allen Bemühungen 
um Entwicklung und internationale wirtschaftliche 
Zusammenarbeit darauf ankommt, sich die große 
Bedeutung dieser Entwicklung für die Beseitigung 
aller und insbesondere die Frauen betreffenden For- 
men der Diskriminierung bewußt zu machen, die 
darin zum Ausdruck kommt, daß die Frauen in aller 
Welt zum überwiegenden Teil Analphabeten sind 
und unter ärmlichen Verhältnissen leben müssen; 

ist ferner davon überzeugt, daß eine solche Gleich- 
heit zur vollen Entfaltung der Freiheit und zum 
Glück aller beitragen würde; 

1. fordert die Parlamente aller Länder auf, ihren 
Einfluß bei ihren jeweiligen Regierungen geltend 
zu machen, damit diese die erforderlichen Maß- 
nahmen ergreifen, um die von der Weltkonfe- 
renz zum Internationalen Jahr der Frau (Mexiko 
1975) angenommenen Texte und insbesondere 
den Weltaktionsplan in die Tat umsetzen; 

2. erklärt, daß die Verstärkung von Frieden und 
Sicherheit in der Welt, die konstruktive und 
wirksame Anwendung der Grundsätze der fried- 
lichen Koexistenz zwischen Staaten mit unter- 
schiedlichen sozialen Systemen, die Beseitigung 
der Überreste des Kolonialismus, des Neokolo- 
nialismus, der Apartheid, des Rassismus und der 
Fremdherrschaft die unabdingbaren Vorausset- 
zungen für den Schutz der Grundrechte von Mann 
und Frau sind; 

3. versichert die Frauen, die in gleicher Weise wie 
die Männer ihren Beitrag zum Kampf der Völker 
für die nationale Befreiung leisten, ihrer Soli- 
darität und Unterstützung; 

4. empfiehlt allen Parlamenten und Regierungen, 
die Lage der Frau im Rahmen der sozio-ökono- 
mischen Gesamtentwicklung zu prüfen und, falls 
das noch nicht geschehen ist, Gesetze zu verab- 
schieden, die den Frauen eine vollständige Inte- 
gration in die Gesellschaft auf allen Ebenen und 
in allen Bereichen ermöglichen, um auch de facto 
ihre völlige Gleichheit in allen Bereichen sicher- 
zustellen, und insbesondere dafür Sorge zu tra- 
gen, daß: 

a) die schulische und berufliche Bildung der 
Frau durch die Erweiterung der Koedukation 
entwickelt und verbessert wird und daß die 
Frauen ausnahmslos die gleiche Ausbildungs- 
und Berufsmöglichkeiten wie die Männer er- 
halten; 

b) in der sozialen und kulturellen Entwicklung 
jedes Landes den Frauen das Recht garantiert 
wird, ohne Einschränkungen zu arbeiten, für 
die gleiche Arbeit den gleichen Lohn wie 
die Männer zu erhalten und in gleicher Weise 
wie die Männer in den uneingeschränkten Ge- 
nuß sämtlicher Sozialleistungen zu gelangen, 
und daß diese Gleichheitsbestimmungen letzt- 
lich in die tariflichen Vereinbarungen aufge- 
nommen werden; 

c) in den Dörfern der Fortschritt und die be- 
schleunigte Anwendung der modernen Tech- 


nologie sowie in den Gemeinden geeignete 
Infrastrukturen und die Verfügbarkeit von 
Haushaltsgeräten und entsprechenden Haus- 
haltsdienstleistungen sichergestellt werden, 
um die Arbeitskraft zu entlasten, die Arbeits- 
bedingungen der Frauen in diesen Bereichen 
zu verbessern und um ihnen somit die Mög- 
lichkeit zu geben, sich am gesellschaftlichen 
Leben ihres Landes stärker zu beteiligen; 

d) Frauen, die Kinder zu versorgen haben, nach 
längerer Abwesenheit eine Wiedereingliede- 
rung in das Berufsleben durch Umschulung 
und besondere Einstellungsmaßnahmen er- 
möglicht wird; 

e) flexible Arbeitsformen, einschließlich der Teil- 
zeitarbeit, die Aufstiegschancen von Mann 
und Frau nicht beeinträchtigen und daß die 
Sozialversicherungsrechte von Heimarbeite- 
rinnen gewahrt werden; 

f) arbeitende Mütter während ihrer Schwanger- 
schaft in den Genuß aller entsprechenden 
Maßnahmen gelangen und daß ihrer sozia- 
len und medizinischen Fürsorge ständige 
Aufmerksamkeit zuteil wird; 

g) von staatlicher Seite aus eine möglichst große 
Zahl vielfältiger Kinderkrippen, Kinderhorte 
und sonstiger berufsmäßiger Betreuungsstel- 
len eingerichtet und verwaltet wird, um dem 
Gesamtbedarf in jeder Hinsicht zu entspre- 
chen; 

h) Frauen wie Männern die Möglichkeit gewährt 
wird, die Haushaltspflichten und die bezahlte 
Tätigkeit gerechter aufzuteilen; 

i) die Sozialbestimmungen und insbesondere die 
über den Erwerb einer Altersrente so geän- 
dert werden, daß die Eltern und insbesondere 
die Frau unter Berücksichtigung ihrer der- 
zeitigen Lage nicht mehr für die mit der Er- 
ziehung der Kinder verbrachte Zeit bestraft 
werden; 

j) Männer und Frauen den gleichen Anspruch 
auf eine Altersrente haben; 

k) alles Erforderliche getan wird, damit die le- 
gale Trennung oder Scheidung nicht zu un- 
verhältnismäßigen Belastungen in bezug auf 
die jedem Partner zur Verfügung stehenden 
Mittel oder zu sozialen Nachteilen führt; 

l) über die Sozialdienste und einen geeigneten 
Sexualunterricht die Bereitstellung und Ver- 
breitung von Informationen zur Empfängnis- 
verhütung vereinfacht werden, damit die 
Frau, der Mann sowie das Ehepaar in voller 
Freiheit und Verantwortung die Zahl der 
gewünschten Geburten planen können und 
eine Schwangerschaft nur im Ausnahmefall 
und nur in medizinischen Einrichtungen un- 
terbrochen zu werden braucht; 

m) Mann und Frau bei der Kindererziehung die 
gleichen Rechte und Pflichten haben; 

n) die Frauen ohne Benachteiligung in Entschei- 
dungsorganen aller Art befördert werden; 
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5. ersucht die Staaten, in denen die Frauen noch 
nicht die legitimen Menschenrechte besitzen, ihre 
Politik zu ändern, die Bestimmungen der Charta 
der Vereinten Nationen und der Allgemeinen 
Menschenrechtserklärung anzu wenden und den 


Frauen auf gleicher Ebene wie den Männern alle 
bürgerlichen und politischen Rechte in allen Be- 
reichen zu gewähren; 

6. empfiehlt der Interparlamentarischen Union, ihre 
Tätigkeiten in diesem Bereich fortzusetzen. 


IV. 

Entwicklung und internationale wirtschaftliche Zusammenarbeit 


Die 62. Interparlamentarische Konferenz 

ist der Auffassung, daß nur die internationale 
Zusammenarbeit es ermöglichen kann, die Spannun- 
gen und Ungerechtigkeiten im internationalen Wirt- 
schaftsleben abzubauen sowie Entspannung und in- 
ternationale Sicherheit zu gewährleisten, die ihrer- 
seits wiederum Grundvoraussetzungen für wirt- 
schaftlichen Fortschritt und soziale Gerechtigkeit 
in der Welt sind; 

gibt zu bedenken, daß die gegenwärtige weltwirt- 
schaftliche Lage und insbesondere die anhaltende 
Verschlechterung der wirtschaftlichen und sozialen 
Verhältnisse in den Entwicklungsländern eine der 
Hauptursachen der wirtschaftlichen und politischen 
Instabilität sind, unter der die Welt leidet, und daß 
sie eine unmittelbare, konzertierte Aktion von sei- 
ten der internationalen Gemeinschaft zur Überwin- 
dung des wirtschaftlichen Ungleichgewichts zwischen 
Industriestaaten und Entwicklungsländern erfordern; 

verweist auf die Verschärfung der Ernährungs- 
krise in vielen Entwicklungsländern sowie auf die 
Stagnation und sogar den Rückgang der internatio- 
nalen öffentlichen Hilfe; 

verweist auf die wirtschaftliche Bedeutung der 
Reserven an menschlicher Arbeitskraft, das ernstzu- 
nehmende weltweite Ungleichgewicht im Beschäfti- 
gungsbereich, auf die daraus resultierenden mensch- 
lichen und sozialen Probleme sowie auf die Bedeu- 
tung der beruflichen Bildung für die Entwicklung der 
Länder wie für das soziale Fortkommen der Arbeit- 
nehmer; 

stellt fest, daß die Erklärung von Lima und das 
Aktionsprogramm von Dakar Maßnahmen und Vor- 
schläge für die Verwirklichung des Ziels der Schaf- 
fung einer neuen internationalen Wirtschaftsord- 
nung vorsehen; 

verweist auf die Notwendigkeit einer internatio- 
nalen Übereinkunft, die die Erklärung und das Ak- 
tionsprogramm der 6. Sondergeneralversammlung 
der Vereinten Nationen und die Charta der wirt- 
schaftlichen Rechte und Pflichten der Staaten be- 
rücksichtigt, in denen konkrete Richtlinien für die 
Herstellung einer neuen und ausgewogeneren inter- 
nationalen Wirtschaftsordnung auf der Basis der 
souveränen Gleichheit, der gegenseitigen Abhängig- 
keit, Interessengemeinschaft und Zusammenarbeit 
zwischen allen Staaten, ungeachtet ihrer wirtschaft- 
lichen und sozialen Systeme, vorgesehen sind, wo- 
bei die Stabilisierung der Rohstoffpreise und der 
Netto-Transfer von Ressourcen in die Entwicklungs- 
länder Vorrang erhalten sollten; 


anerkennt die Notwendigkeit von Maßnahmen 
zur Bewältigung der Lage, die durch die Rezession, 
begleitet von einer galoppierenden Inflation und 
akuten Währungskrise, verursacht wurde, und an- 
erkennt ferner die Dringlichkeit von Hilfsmaßnah- 
men für die von den derzeitigen Wirtschaftskrisen 
am stärksten betroffenen Entwicklungsländern; 

fordert eine Aufstockung der Hilfe für die Ent- 
wicklungsländer von seiten der Industrienationen 
und sonstigen Ländern, deren Kapazitäten eine sol- 
che Aufstockung erlauben; 

begrüßt den bisher erzielten Fortschritt der Ex- 
pertengruppe, die von den Regierungschefs der Com- 
menwealthländer zur Erarbeitung eines umfassen- 
den und wechselseitigen Programms praktischer 
Maßnahmen zur Verringerung des Abstandes zwi- 
schen reichen und armen Ländern eingesetzt wurde, 
und bezeichnet diese Arbeit als einen wertvollen 
Beitrag zu einem konstruktiven internationalen Dia- 
log und zur Verständigung auf dem kritischen Ge- 
biet der internationalen Wirtschaftsbeziehungen; 

anerkennt die Anstrengungen, die von anderen 
Ländergruppen im Hinblick auf eine praktische Lö- 
sung des Problems des Gefälles zwischen reichen 
und armen Ländern unternommen wurden; 

verweist mit Genugtuung und nimmt mit großem 
Interesse Bezug auf das Abkommen von Lome, das 
zum erstenmal in der Geschichte der Welt für nahe- 
zu alle Ausfuhrerzeugnisse von 46 afrikanischen, 
karibischen und pazifischen (AKP) Staaten den zoll- 
freien Zugang zu den Märkten der neun Staaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft eröffnet und 
die Stabilität der Erlöse für zwölf lebenswichtige 
Ausfuhrerzeugnisse der AKP-Unterzeichnerstaaten 
auch im Falle einer Mißernte und eines Preissturzes 
garantiert, und gibt der Hoffnung Ausdruck, daß die 
Leitsätze dieses Abkommens der Weiterentwicklung 
der Beziehungen zwischen Industriestaaten und Ent- 
wicklungsländern dienlich sein werden; 

1. ersucht die Regierungen und Parlamente aller 
Staaten, sofern sie dazu in der Lage sind, ihre 
Beiträge zur Verringerung des Abstandes zwi- 
schen Industriestaaten und Entwicklungsländern 
zu erhöhen; 

2. hält es für notwendig, die ungleichen Beziehun- 
gen, die die gegenwärtige Lage auf dem Gebiet 
der Entwicklung und internationalen wirtschaft- 
lichen Zusammenarbeit geschaffen haben, zu be- 
seitigen und sie durch neue Beziehungen zu er- 
setzen, die auf der uneingeschränkten Gleich- 
berechtigung aller Nationen sowie der Achtung 
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des Rechtes jedes Volkes gründen, über seine 
nationalen Güter selbst zu verfügen und über 
ihre Verwendung entsprechend dem Völkerrecht 
souverän zu entscheiden, ohne daß ihm für den 
Fall der Ausübung dieser Souveränität Gew'alt 
angedroht wird; 

3. erinnert an die Charta der wirtschaftlichen 
Rechte und Pflichten der Staaten, stellt fest, daß 
viele der darin enthaltenen international aner- 
kannten Vorschläge als Beitrag zu einer neuen 
und gerechten Struktur der Weltwirtschaftsbe- 
ziehungen gedacht sind, und durch eine Politik, 
die schnelle und praktische Ergebnisse hervor- 
bringt, in die Tat umgesetzt werden sollten und 
empfiehlt, daß diese Grundsätze von allen Län- 
dern — und insbesondere den 120, die für den 
vollständigen Text stimmten — dadurch ange- 
wandt werden, daß sie das, was sie als grund- 
legenden Inhalt dieses Rechtsinstruments an- 
sehen, anerkennen, und es auch als eine der 
Grundlagen internationaler Übereinkommen an- 
wenden; 

4. empfiehlt, daß die Verhandlungen zwischen den 
Industrie- und den Entwicklungsländern sowie 
zwischen Erzeuger- und Verbraucherländern 
nicht nur über einen bestimmten Aspekt der 
gegenwärtigen Weltwirtschaftslage geführt wer- 
den, sondern auch Lösungen für den Gesamt- 
komplex der wechselseitigen Probleme auf den 
Gebieten Währung, Handel, Finanzen, Wissen- 
schaft, und Technik sowie in den humanitären 
Bereichen, wie Arbeitslosigkeit, Einwanderung 
und Berufsbildung anstreben und dabei eine 
ausreichende und repräseptative Beteiligung der 
Entwicklungsländer gewährleisten sollten; 

5. betont nachdrücklich, daß zwischen den Indu- 
striestaaten und den rohstoffexportierenden 
Entwicklungsländern und insbesondere den 
energieerzeugenden Staaten neue Formen der 
Zusammenarbeit wie etwa die trilaterale Zu- 
sammenarbeit gefunden werden sollten, die eine 
ausgewogene Entwicklungshilfepolitik fördern 
und die wirtschaftlich und politisch realistischen 
Investitionsmöglichkeiten in den Entwicklungs- 
ländern erweitern; 

6. schlägt vor, daß die öffentliche Entwicklungs- 
hilfe auf solche Entwicklungsländer, die am 
schwersten von dem laufenden Preisanstieg be- 
troffen sind, sowie auf die am wenigsten ent- 
wickelten und auf Länder ohne direkten Zu- 
gang zum Meer konzentriert werden sollte; 

7. schlägt vor, daß sich Entwicklungsländer mit 
hohem Einkommen an einer engen technischen 
und industriellen Zusammenarbeit, insbeson- 
dere mit anderen Entwicklungsländern, beteili- 
gen sollten; 

8. schlägt vor, Entwicklungsländer mit mittlerem 
Einkommen bei ihren Entwicklungsanstrengun- 
gen insbesondere durch spezifische Hilfen finan- 
zieller und technischer Art, verbunden mit einer 
Erweiterung ihrer Absatzmärkte, zu unter- 
stützen; 

9. ruft die Industriestaaten auf, ihre öffentliche 
Hilfe zu günstigen Bedingungen und in unge- 


bundener Form vorzugsweise über die inter- 
nationalen Organisationen zu erhöhen; 

10. ruft die Parlamente und Regierungen auf: 

a) die Vorschläge für die Ausarbeitung kon- 
kreter Projekte und Programme zur Indu- 
strialisierung und Beschleunigung der land- 
wirtschaftlichen Entwicklung in den Entwick- 
lungsländern in Zusammenhang mit Ländern, 
die über die finanziellen Mittel, das tech- 
nische Know-how und sonstige Produktions- 
faktoren verfügen, auf der Grundlage bilate- 
raler und multilateraler Abmachungen oder 
Abkommen zu unterstützen und auf diese 
Weise zur Umstrukturierung der Weitindu- 
strie und zur ausgeglichenen Entwicklung 
der Weltwirtschaft beizutragen; 

b) Maßnahmen, wie etwa die Schaffung eines 
Welternährungsfonds und eines Nahrungs- 
mittelnotfonds, wie in den Beschlüssen der 
UN-Welternährungskonferenz von Rom vor- 
gesehen, zu erarbeiten und insbesondere den 
internationalen Kunstdüngerbeschaffungs- 
plan im Hinblick auf die Schaffung von 
Kunstdüngerindustrien und -fabriken in den 
Entwicklungsländern zu fördern und den Ent- 
wicklungsländern, deren Anstrengungen zur 
Nahrungsmittelproduktion durch das zwei- 
fache Übel der Verknappung wie der Preis- 
steigerung von Kunstdünger gefährdet wer- 
den, Beistand zu leisten; 

c) die Finanzierung des UN-Sonderfonds, des 
landwirtschaftlichen Entwicklungsfonds, und 
eines Fonds zur Finanzierung von Aus- 
gleichsvorräten an Rohstoffen und Grund- 
nahrungsmitteln sowie sonstige Hilfspro- 
gramme für die Entwicklungsländer zu er- 
wägen; 

d) bei der Vorbereitung auf die 4. Sitzung der 
Konferenz für Handel und Entwicklung der 
Vereinten Nationen (UNCTAD, Mai 1976, 
Nairobi) keine Anstrengungen zu scheuen, 
um auf dieser Konferenz zu konkreten Ent- 
scheidungen über die vordringlichsten Pro- 
bleme internationaler Wirtschaftsbeziehun- 
gen zu kommen; 

11. ruft Parlamente und Regierungen auf, die Maß- 
nahmen und Aktionen zu unterstützen, die dem 
Abbau des wachsenden Protektionismus in eini- 
gen Ländern und Regionen dienen sollen, und 
auf den allmählichen Abbau und die völlige Ab- 
schaffung der tarifären und nichttarifären Im- 
portbehinderungen für Waren aus den Entwick- 
lungsländern auf präferenzieller und nicht- 
reziproker Basis zum Vorteil dieser Länder hin- 
zuwirken; 

12. betont nachdrücklich, daß die Entwicklungslän- 
der ihre eigenen Hilfsmittel mobilisieren und 
die strukturellen Reformen durchführen müssen, 
die notwendig sind und nicht nur eine Elite- 
gruppe begünstigen; 

13. betont die Notwendigkeit, Preise für Rohstoffe 
einschließlich landwirtschaftlicher Produkte so- 
wie für Fertigerzeugnisse festzusetzen, die für 
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Hersteller und Verbraucher gleichermaßen trag- 
bar sind, mit dem Ziel, eine größere Stabilität 
dieser Preise zu gewährleisten wie auch die 
Produktivität aller Völker anzuregen und die 
Entwicklungsländer zu einem rascheren Fort- 
schritt zu ermutigen; 

14. ruft die Regierungen und Parlamente auf, inter- 
nationale Gespräche über die Schaffung eines 
Gremiums bestehend aus den Industrienatio- 
nen, den Entwicklungsländern und den energie- 
erzeugenden Ländern vorzubereiten, das die 
Aufgabe hätte, auf eine praktische Weise die 
Stabilisierung der Preise von Primärprodukten 
sicherzustellen; 

15. lädt die Regierungen und Parlamente ein, vor- 
dringlich Mittel und Wege zur Umstrukturie- 
rung der geeigneten internationalen Organisa- 
tionen zu erkunden, um die weltwirtschaftliche 
Zusammenarbeit durch bessere Koordination 
und neue Konsultationsverfahren zu verbessern, 
was zur Erarbeitung allgemein annehmbarer 
Lösungen, die von den Regierungen rasch ver- 
wirklicht werden können, beitragen wird; 

16. empfiehlt, daß ein neues internationales, den 
Erfordernissen der Entwicklungsländer besser 
entsprechendes Patentsystem geschaffen wird, 
um den Transfer der Technologie zwischen In- 
dustrienationen und Entwicklungsländern zu er- 
leichtern; 

17. ruft die Industrieländer auf, den Entwicklungs- 
ländern bei ihren Bemühungen zu helfen, ihre 


Beteiligung an der Weltschiffahrt zu erhöhen 
sowie die Steigerung der Frachtkosten zu kon- 
trollieren, um die Kosten für den Seetransport 
ihrer Importe und Exporte zu verringern; 

18. schlägt vor, eine engere wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit zwischen regionalen Gruppierungen 
der Entwicklungsländer durch besondere Hilfs- 
programme der entwickelten Länder zu unter- 
stützen, um eine derartige Integration zu för- 
dern; 

19. ruft alle Länder auf, das nationale und welt- 
weite Bewußtsein zu stärken, daß die Mensch- 
heit die Pflicht hat, Hunger und Unterernährung 
zu verhindern; 

20. empfiehlt, in die Tagesordnung der 63. Inter- 
parlamentarischen Konferenz einen Tagesord- 
nungspunkt zum Thema der Schaffung einer 
neuen Weltwirtschaftsordnung aufzunehmen, 
bei dem eine Überprüfung der Rolle transnatio- 
naler Unternehmen vorgesehen ist; 

21. fordert die nationalen Delegationen auf, bis zum 
31. Dezember 1975 ihre Meinungen, Vorschläge 
und Vorstellungen in bezug auf die Hauptbe- 
standteile einer neuen internationalen Wirt- 
schaftsordnung und den Beitrag der Parlamente 
zu ihrer Schaffung bekanntzugeben, die zu- 
sammen mit den Beschlüssen des Bukarester 
Symposiums über „Ein neues System der inter- 
nationalen Wirtschaftsbeziehungen", die Grund- 
lage der Aussprachen der 63. Interparlamenta- 
rischen Konferenz bilden könnten. 


V. 

Verwendung von audio-visuellen Mitteln und sonstigen modernen Verfahren 
zur Förderung des Unterrichts einschließlich eines 
Informationssystems zum Erziehungs- und Bildungsbereich 


Die 62. Interparlamentarische Konferenz 

anerkennt, daß es die Pflicht der Parlamente ist, 
eine für den Erziehungsprozeß günstige Umgebung 
insbesondere dadurch zu schaffen, daß sie die inter- 
nationale Zusammenarbeit erweitern; 

bestätigt die bei der 1965 in Ottawa (Kanada) ver- 
anstalteten 54. Interparlamentarischen Konferenz an- 
genommene Entschließung, in der die Union nach- 
drücklich die Verwendung neuer Unterrichtsverfah- 
ren forderte, um die Wissenschaft und Technologie 
in den weniger entwickelten Ländern weiter zu ver- 
breiten und um auf allen Ebenen die für die Anwen- 
dung des derzeitigen wissenschaftlichen Kenntnis- 
standes auf die Probleme der Wirtschaftsentwick- 
lung benötigten Facharbeiter und Techniker auszu- 
bilden; 

verweist ferner auf die bei der im Februar 1975 
in Belgrad, Jugoslawien, veranstalteten II. Interpar- 
lamentarischen Konferenz über Sicherheit und Zu- 
sammenarbeit in Europa angenommene abschlie- 
ßende Verlautbarung, in der die Bedeutung einer 
verbesserten internationalen Zusammenarbeit im 


Bereich der Bildung und Wissenschaft über ver- 
stärkte Kontakte und Abkommen zwischen Pädago- 
gen und Wissenschaftlern sowie staatlichen und 
nicht staatlichen Organisationen, eines größeren 
Austausches von Erfahrungen und Informationen zu 
Unterrichtsmethoden an Schulen, Universitäten wie 
auf dem Gebiet der Erwachsenenbildung sowie eines 
größeren Austausches von Lehrmaterial hervorge- 
hoben wurde; 

nimmt die von der UNESCO unterstützten multi- 
lateralen Initiativen und Leistungen und insbeson- 
dere die Schaffung eines internationalen Informa- 
tions- und Studiendienstes (lERS) und des Inter- 
nationalen Bildungsbüros in Genf sowie das von den 
zuständigen europäischen und sonstigen internatio- 
nalen Organisationen auf diesem Gebiet Geleistete 
zur Kenntnis,- 

verweist ferner auf die auf bilateraler Ebene 
unterstützten Initiativen und Leistungen wie z. B. 
das von den Vereinigten Staaten und Indien gemein- 
sam verwirklichte SITE-Programm einer direkten 
Satellitenübertragung für 500 000 Dörfer; 
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stellt mit Bedauern fest, daß sich das Analpha- 
betentum zunehmend verbreitet (800 Millionen Men- 
schen, davon 60 Vo Frauen) und somit ein Problem 
bleibt, das ständig und vorrangig behandelt werden 
muß; 

ist der Auffassung, daß sich Erziehung und Bil- 
dung künftig auf alle Jugendlichen wie Erwachsenen 
erstrecken und alle Bereiche umfassen muß: den all- 
gemeinen und insbesondere den Sprachunterricht, 
eine grundlegende und aufbauende Berufsausbildung 
sowie die praktischen Gegebenheiten des täglichen 
Lebens; 

hofft, daß vom „Internationalen Jahr der Frau" an 
die Erziehung und Bildung der Frau ihre rechtliche, 
verfassungsmäßige, soziale, kulturelle und beruf- 
liche Emanzipation auf der Basis der Gleichberechti- 
gung und ihre Beteiligung an den die Gesellschaft 
betreffenden Angelegenheiten fördern wird; 

hofft, daß bei der Behandlung behinderter Kinder 
die modernsten Verfahren angewandt werden, um 
ihnen ein besseres Leben zu ermöglichen; 

ist sich dessen bewußt, daß die moderne Techno- 
logie zwar zur Vereinfachung einiger Erziehungs- 
und Bildungsprobleme beitragen kann, jedoch kein 
Allheilmittel ist und die menschlichen Kontakte nicht 
ersetzen kann; 

verweist darauf, daß die Staaten die internatio- 
nalen Bemühungen auf diesem Gebiet unterstützen 
und fortsetzen müssen; 


fordert die Parlamente auf: 

1. mit dem im Juli 1974 von der LFNESCO einge- 
richteten Internationalen Informations- und Stu- 
dienuienst sowie mit dem Internationalen Bil- 
dungsbüro eng zusammenzuarbeiten; 

2. die Mechanismen der internationalen Zusammen- 
arbeit bei der Entwicklung von Unterrichtsmetho- 
den zu verstärken; 

3. Versuchsdaten zu erforschen und bereitzustellen, 
um kostspielige Wiederholungen und Verdopp- 
lungen von Projekten zu vermeiden und dadurch 
die Kosten für die Erarbeitung und Anwendung 
von Unterrichtsmethoden spürbar zu senken; 

4. in der ständigen Erwachsenenbildung insbeson- 
dere dort, wo audio-visuelle Mittel benutzt wer- 
den, neue Methoden und Verfahren zu prüfen, 
die ebenfalls den Frauen zugute kommen kön- 
nen, die in vielen Fällen geringere Ausbildungs- 
möglichkeiten als die Männer hatten; 

5. bei der Schaffung eines internationalen Informa- 
tionssystems zum Erziehungs- und Bildungsbe- 
reich die Verwendung moderner technologischer 
Medien zu fördern, die den bildungs-, kultur- und 
sozialpolitischen Bedürfnissen entsprechen, und 
dabei die nationalen Interessen wie die Zielset- 
zungen der internationalen Verständigung und 
des Friedens gebührend zu berücksichtigen. 


VI. 

Maßnahmen, die unter Berücksichtigung der positiven Veränderungen in der weitpolitischen Lage 
im Hinblick auf die uneingeschränkte Ausführung der Erklärung über die Gewährung 
der Unabhängigkeit für Kolonialstaaten und -Völker ergriffen werden sollten 


Die 62. Interparlamentarische Konferenz 

verweist auf die Entschließungen der Vollver- 
sammlung der Vereinten Nationen 1514 (XV) vom 
14. Dezember 1960 mit der Erklärung über die Ge- 
währung der Unabhängigkeit für Kolonialstaaten 
und -Völker, 2621 (XXV) vom 12. Oktober 1970 mit 
einem Aktionsprogramm für die uneingeschränkte 
Anwendung der Erklärung und 3328 (XXIX) vom 
16. Dezember 1974 betreffend die Anwendung der 
Erklärung über die Gewährung der Unabhängigkeit 
für Kolonialstaaten und -Völker; 

ist davon überzeugt, daß die in Helsinki erzielten 
positiven Ergebnisse der Konferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa günstige Bedingun- 
gen für die uneingeschränkte Anwendung der Er- 
klärung über die Gewährung der Unabhängigkeit 
für Kolonialstaaten und -Völker schaffen; 

begrüßt die von der portugiesischen Regierung 
verfolgte Entkolonisierungspolitik sowie die von ihr 
im Hinblick auf die baldige und vollständige Aus- 
führung der UN-Erklärung in den von ihr verwal- 
teten Gebieten getroffenen konstruktiven Maßnah- 
men; 


stellt mit Genugtuung fest, daß die betroffenen 
Parteien (Spanien, Marokko und Mauretanien) ver- 
einbart haben, sich in der Saharafrage an den Inter- 
nationalen Gerichtshof in Den Haag zu wenden; 

bringt ihren Abscheu gegenüber kolonialistischer, 
rassistischer und religiöser Unterdrückung, wo im- 
mer sie auftritt, zum Ausdruck; 

verurteilt die andauernde kolonialistische und ras- 
sistische Unterdrückung von Millionen Afrikanern in 
Südafrika und Namibia durch die südafrikanische 
Regierung und in Zimbabwe durch das illegale ras- 
sistische Minderheitsregime; 

verweist darauf, daß der Rat der Vereinten Na- 
tionen für Namibia als Vertreter des namibischen 
Volkes an der Arbeit der UN-Sonderorganisationen, 
internationaler Organisationen und internationaler 
Konferenzen teilgenommen hat; 

gibt zu bedenken, daß die Siege der Entkolonisie- 
rung durch politischen, wirtschaftlichen und sonsti- 
gen Druck von seiten stärkerer auf schwächere Na- 
tionen zunichte gemacht werden können; 

bekräftigt, daß jede wirtschaftliche oder sonstige 
Tätigkeit in den Kolonialgebieten, durch die die 
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natürlichen Ressourcen erschöpft werden und die 
zur Erzielung enormer Gewinne und deren Transfer 
ins Ausland sowie zur Bereicherung der fremden 
Siedler und zur Festigung der Kolonialherrschaft 
über diese Gebiete dient, eines der wesentlichen 
Hindernisse für die Erlangung der Unabhängigkeit 
in den Kolonialgebieten darstellt; 

anerkennt die Bedeutung einer Öffentlichkeits- 
arbeit als Mittel zur Erreichung der in der Erklärung 
über die Gewährung der Unabhängigkeit für Kolo- 
nialstaaten und -Völker dargelegten Ziele und Auf- 
gaben; 

1. bekräftigt, daß die Beibehaltung des Kolonialis- 
mus in all seinen Formen und Erscheinungs- 
arten, einschließlich des Rassismus, der Apart- 
heid und der Tätigkeit ausländischer wirtschaft- 
licher und sonstiger die Kolonialvölker ausbeu- 
tenden Interessengruppen mit der Charta der 
Vereinten Nationen, der Allgemeinen Men- 
schenrechtserklärung und der Erklärung über 
die Gewährung der Unabhängigkeit für Kolo- 
nialstaaten und -Völker unvereinbar ist und 
eine mögliche Gefahr für den Weltfrieden dar- 
stellt; 

2. bestätigt die Anerkennung der Rechtmäßigkeit 
des von den unter Fremd- und Kolonialherr- 
schaft lebenden Völkern mit allen verfügbaren 
Mitteln geführten Kampfes zur Verwirklichung 
ihres Rechts auf Selbstbestimmung und Unab- 
hängigkeit; 

3. begrüßt die Verkündung der Unabhängigkeit 
von Mosambik, Sao Tome und Principe, der 
Kapverdischen Inseln sowie die bevorstehende 
Unabhängigkeit von Angola und anderer die 
Unabhängigkeit anstrebender Länder und ver- 
leiht der Hoffnung Ausdruck, daß die Parla- 
mente dieser Länder so bald wie möglich den 
ihnen in der Interparlamentarischen Union zu- 
stehenden Platz einnehmen werden; 

4. verurteilt die Politik der Staaten, die in Miß- 
achtung der Entschließungen der Vereinten Na- 
tionen wirtschaftliche oder sonstige Beziehun- 
gen zum illegalen Regime in Rhodesien unter- 
halten und fordert alle Staaten auf, die Be- 
schlüsse des Sicherheitsrates der Vereinten Na- 
tionen über Sanktionen gegen das illegale Re- 
gime von Rhodesien streng zu beachten; 

5. verurteilt die von den Kolonialmächten unter- 
nommenen Versuche, ihre Kolonialgebiete zu 
zerstückeln und sie für Zwecke zu benutzen, die 
sowohl mit den Interessen der dort ansässigen 
Bevölkerung als auch mit der Erhaltung von 
Frieden und Sicherheit in der Welt unvereinbar 
sind; 

6. fordert, daß die Kolonialmächte der Ausbeutung 
der natürlichen Ressourcen der Kolonialgebiete 
zum Zwecke der Profitausfuhr unverzüglich ein 
Ende setzen, und ersucht ferner alle Regierun- 
gen, dem Kommissar der Vereinten Nationen 
für Namibia, was die Anwendung des Dekrets 
Nr. 1 des Rates der Vereinten Nationen für 
Namibia zum Schutz und zur Erhaltung der 
natürlichen Ressourcen in Namibia (das von der 


Vollversammlung der Vereinten Nationen ge- 
billigt worden war) betrifft, ihre volle Zusam- 
menarbeit anzubieten und ihn ihrer uneinge- 
schränkten Unterstützung zu versichern; 

7. verurteilt die Fortsetzung der Apartheid als 
offizieller Politik der südafrikanischen Regie- 
rung sowie die Staaten und multinationalen 
Unternehmen, die die südafrikanische Regie- 
rung in ihrer Apartheidspolitik unterstützen, 
und ersucht insbesondere alle Staaten nach- 
drücklich, ein Embargo gegen den Handel mit 
Südafrika zu verhängen und dorthin weder offi- 
ziell noch inoffiziell Waffen zu liefern, solange 
es seine Apartheidspolitik fortsetzt; 

8. fordert nachdrücklich die Kolonialmächte und 
alle Regierungen, sofern sie das noch nicht ge- 
tan haben, auf, im Hinblick auf diejenigen ihrer 
Zuständigkeit unterstehenden Bürger und Ge- 
sellschaften, und insbesondere die multinatio- 
nalen Unternehmen, die in Kolonialgebieten 
oder früheren Kolonialgebieten Betriebe besit- 
zen oder kontrollieren, gesetzgeberische, ver- 
waltungsmäßige oder sonstige Maßnahmen zu 
ergreifen, mit dem Ziel, solchen Tätigkeiten ein 
Ende zu setzen, die im Widerspruch zu den 
Interessen der Bevölkerung stehen; 

9. lädt die Vereinten Nationen, die Internationale 
Arbeitsorganisation und sonstige zuständige 
internationale Organisationen ein, gleiche Be- 
handlung und Bezahlung sowie gleiche Lebens- 
und Arbeitsbedingungen für alle Arbeiter, un- 
geachtet ihrer Nationalität oder Rasse, durch die 
Erarbeitung eines internationalen Rechtsstatuts 
für Arbeitnehmer anzustreben und zu fördern; 

10. macht die Parlamente insbesondere auf die Ge- 
schäftstätigkeit und die Beschäftigungspraktiken 
multinationaler Unternehmen in nicht autono- 
men Gebieten und Kolonialländern aufmerksam; 

11. ersucht die Kolonialmächte, unverzüglich und 
bedingungslos darauf zu verzichten, die Kolo- 
nialgebiete zu militärischen Zwecken zu benut- 
zen und alsdann die dort eingerichteten Stütz- 
punkte aufzulösen; 

12. ersucht alle Mächte nachdrücklich, sich jeder 
Einmischung in die Angelegenheiten anderer 
unabhängiger Länder zu enthalten, da eine 
solche Einmischung Gefahr läuft, die bereits auf 
dem Wege der Entkolonisierung erreichten Fort- 
schritte zunichte zu machen; 

13. appelliert an alle Staaten, allen der Kolonial- 
und Fremdherrschaft unterworfenen Völkern, 
die für ihre Freiheit und Unabhängigkeit kämp- 
fen, und insbesondere den nationalen Befrei- 
ungsbewegungen in den afrikanischen Gebieten, 
gegebenenfalls in Absprache mit der Organi- 
sation für die Afrikanische Einheit (OAU) eine 
materielle und moralische Unterstützung zuteil 
werden zu lassen; 

14. empfiehlt dem Exekutivkomitee der Interparla- 
mentarischen Union, die Arbeitskontakte zu den 
Organen der Vereinten Nationen, die für den 
Kampf gegen den Kolonialismus zuständig sind, 
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ZU verstärken und solche Kontakte zur OAU 
herzustellen, mit dem Ziel der Förderung einer 
konstruktiven Zusammenarbeit mit diesen Gre- 
mien bei der Sicherstellung einer baldigen und 
voiisländigen Ausführung der Erklärung über 
die Gewährung der Unabhängigkeit für Kolo- 
nialstaaten und -Völker und sonstiger Entschlie- 
ßungen der Vereinten Nationen und der Inter- 
parlamentarischen Union betreffend den Kampf 
gegen die Überreste des Kolonialismus, des 
Rassismus und der Apartheid; 

15. ersucht den Generalsekretär der Vereinten Na- 
tionen, den UN-Kommissar für Namibia einzu- 
laden, sich an der Arbeit des Ausschusses der 
Union für nicht-autonome Staaten und ethnische 
Fragen teilzunehmen, wenn sich der Ausschuß 
mit Namibia befaßt; 

16. schlägt vor, daß alle Staaten die Verbreitung 
von Informationen verbessern, die dazu angetan 
sind, den Völkern in ihren jeweiligen Ländern 
alle Aspekte der Entkolonisierungsprobleme 
einschließlich der Fälle, in denen Sanktionen 
nicht angewandt werden, sowie die von der 
internationalen Gemeinschaft entfalteten Bemü- 
hungen zur Beseitigung der Überreste des Kolo- 
nialismus und des Rassismus verständlich zu 
machen; 

17. fordert das Parlament und die Regierung der 
Südafrikanischen Republik auf, auf die Apart- 
heidspolitik und die Verfolgung politischer 
Gegner zu verzichten sowie Personen freizu- 
lassen, die allein aus politischen Gründen fest- 
gehalten werden; 

18. fordert ferner das Parlament und die Regierung 
der Südafrikanischen Republik auf, der illegalen 


Besetzung von Namibia ein Ende zu machen 
und das Recht dieses Landes auf Unabhängig- 
keit, nationale Souveränität und territoriale 
Integrität anzuerkennen sowie eine vollständige 
und bedingungslose Amnestie für die Flüchtlinge 
zu gewähren, die zurückkehren und sich an den 
Beratungen über die Freiheit für Namibia be- 
teiligen möchten; 

19. fordert nachdrücklich die unverzügliche und 
vollständige Anwendung sämtlicher Bestimmun- 
gen von Entschließung 366 des Sicherheitsrates 
der Vereinten Nationen vom 17, Dezember 1974, 
die auf die Verwirklichung der Selbstbestim- 
mung und Unabhängigkeit des Gebietes von 
Namibia abzielt; 

20. fordert nachdrücklich die verwaltenden Mächte 
auf, für die baldige Gewährung des Rechts auf 
Selbstbestimmung für alle abhängigen Völker 
in allen unter ihrer Herrschaft stehenden Ge- 
bieten einen verbindlichen Zeitplan aufzu- 
stellen; 

21. äußert den Wunsch, daß die Vereinigten Natio- 
nen zu einer baldigen Regelung der Lage auf 
den Malvinas(Falkland) -Inseln im Einklang mit 
den Grundsätzen und Normen des Völkerrechts 
und den Entschließungen 1514, 1065 und 3160 
der Vollversammlung gelangen mögen; 

22. ersucht die Vereinten Nationen, die erklärt 
haben, daß „die außerirdischen Räume und die 
Ressourcen des Meeres Besitz der gesamten 
Menschheit sind" darauf zu achten, daß die Ge- 
biete auf der Erde besser verwaltet und kon- 
trolliert werden, und zwar mit ständiger Beteili- 
gung der Entwicklungsländer. 
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